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3 AZR 819/08
13 Sa 617/08
Landesarbeitsgericht
Kéin

Im Namen des Volkes!

Verkindet am
16. Februar 2010

URTEIL

Kaufhold, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsklagerin, Berufungsbeklagte und Revisions-

klagerin zu 1.,

Beklagter, Berufungsklager, Berufungsbeklagter und Revisions-

klager zu 2.,

Pp.
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hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mandlichen Ver-
handlung vom 17. November 2009 durch den Vorsitzenden Richter am
Bundesarbeitsgericht Dr. Reinecke, den Richter am Bundesarbeitsgericht
Dr. Zwanziger, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Dr. Schlewing sowie die
ehrenamtliche Richterin Kanzleiter und den ehrenamtlichen Richter Dr. Schmidt

fur Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Kéln vom 21. August 2008
-13 Sa 617/08 - wird zurlickgewiesen mit der Malf3-
gabe, dass der Feststellungsausspruch wie folgt ge-
fasst wird:

Es wird festgestellt, dass

a) der von den Beklagten als Gesamtschuldner zu
erfillende Betriebsrentenanspruch des Klagers
- unbeschadet einer Uberpriifung und Anpassung
der Rente gemall § 16 BetrAVG sowie der Be-
grenzung der Gesamtversorgung aus Betriebs-
rente und gesetzlicher Rentenversicherung -
24,33 % der pensionsfahigen prifungsfahigen
Durchschnittsbeziige iSd. Versorgungsordnung
betragt und

b) die Beklagten als Gesamtschuldner verpflichtet
sind, dem Klager fur die Zeit ab dem 1. Januar
2008 eine monatliche Betriebsrente in H6he von
insgesamt 545,72 Euro zu zahlen.

2. Die Beklagten haben die Kosten des Revisionsver-
fahrens als Gesamtschuldner zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Der Klager verlangt von den Beklagten eine Betriebsrente, die er so be-
rechnet haben will, als wurden auf ihn fir Beschaftigungszeiten seit dem 1. Juli
1993 dieselben Regeln angewandt werden wie fur Angestellte und begehrt

- soweit fur die Revisionsinstanz von Interesse - in rechnerisch unstreitiger
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Hoéhe Zahlungen far den Zeitraum vom 1. Mai 2005 bis zum 31. Dezember
2007 sowie die Feststellung einer Verpflichtung der Beklagten, ab diesem

Zeitpunkt weitere Zahlungen zu leisten.

Der Klager ist am 25. April 1945 geboren. Er war fiir die Beklagte zu 1.
vom 23. August 1973 bis zum 31. August 2003 als gewerblicher Arbeithehmer
tatig. Seit dem 1. September 2003 erhalt er laufende Leistungen vom Beklagten
zu 2. Der Beklagte zu 2. ist eine Gruppenunterstiitzungskasse. Dieser gehéren
neben der Beklagten zu 1. auch weitere Unternehmen an, die mit der Beklagten

zu 1. in Deutschland nicht konzernverbunden sind.

Die laufenden Leistungen werden dem Klager nach der vom Beklagten
zu 2. erlassenen ,Versorgungsregelung, giltig fur Einstellungen vor dem
01.01.1993" vom 14. Dezember 1994 (kiinftig: VR 94) gewahrt. Diese lautet ua.:

»1. Begriffsbestimmungen

d) Pensionsfiahige Durchschnittsbeziige

(1) Basis fur die Ermittlung der pensions-
fahigen Durchschnittsbeziige ist die
Grundvergutung (Monatslohn oder Grund-
gehalt) des Belegschaftsmitglieds ohne
Bericksichtigung einzeln angerechneter
oder pauschalierter Mehrarbeitsver-
gutungen, Zeitzulagen, Zeitzuschlage
sowie sonstiger Zuwendungen, z.B.
Urlaubsgeld, Weihnachtsgratifikation und
anderer Sondervergitungen.

(3) Bei der Berechnung von Altersrenten wird
zur Ermittlung der pensionsfahigen Durch-
schnittsbeziige die Grundvergutung der
letzten 60 Monate vor Beendigung des
Beschaftigungsverhaltnisses zugrundege-
legt.

e) Anrechenbare gesetzliche Rentenversich-
erung

(1) Als anrechenbare gesetzliche Rente gilt
die monatliche Versichertenrente, die sich
ohne eine eventuelle freiwillige Beitrags-
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leistung des Belegschaftsmitglieds ergibt.

2. Arten der Versorgungsleistungen

a) Versorgungsleistungen bei normalem Ruhe-
stand

(1)

(2)

3)

4)

Jedes Belegschaftsmitglied, das vor dem
01.01.1993 ein unbefristetes Arbeits-
verhaltnis mit der Firma eingegangen ist,
hat nach Erfullung einer Wartezeit von
10 vollendeten Dienstjahren Anspruch auf
Altersrente nach Mallgabe der nach-
stehenden Bestimmungen.

Der normale Ruhestand beginnt am Ende
des Monats, in dem das Belegschaftsmit-
glied das 65. Lebensjahr vollendet.

Fur die ersten 10 anrechenbaren Dienst-
jahre betragt die Altersrente 10% der
pensionsfahigen Bezige; fur die folgen-
den anrechenbaren Dienstjahre erhalten
Lohnempfanger zusatzlich 0,37% und
Gehaltsempfanger 1,00% der pensions-
fahigen Beziige fir jedes anrechenbare
Dienstjahr.

Die Gesamtversorgung, bestehend aus
Versorgungsleistung und anrechenbarer
gesetzlicher Rentenversicherung wird auf
75% der pensionsfahigen Beziige be-
grenzt.

Wird diese Grenze uberschritten, so
ermafigt sich die Versorgungsleistung um
den die 75%-Begrenzung Ubersteigenden
Betrag. Es wird jedoch mindestens eine
Altersrente in Héhe von 2,- DM pro an-
rechenbarem Dienstjahr gewahrt.

Lohnempfanger, die in den normalen
Ruhestand treten, erhalten zum Zeitpunkt
der Pensionierung bei Erfillung der
Voraussetzungen neben der laufenden
Altersrente eine einmalige Kapitalzahlung.
Voraussetzung ist, dall das Beleg-
schaftsmitglied am 31.12.1992 in einem
ungekindigten Arbeitsverhaltnis zur Firma
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gestanden hat und daly sich bei einer
Vergleichsberechnung  zwischen  der
Altersrente fiir Lohnempfanger und Ge-
haltsempfanger eine Mehrrente ergibt. Bei
der Vergleichsberechnung wird zur Er-
mittlung der héchstzulassigen Gesamtver-
sorgung von 75% der pensionsfahigen
Bezige die gesetzliche Rente nach einem
Pauschalverfahren errechnet, welches ein
volles Versicherungsleben unterstellt. Die
Héhe der Kapitalzahlung entspricht dem
Barwert der errechneten Mehrrente.

b) Versorgungsleistungen bei vorzeitigem
Ruhestand

(1)

(2)

Jedes Belegschaftsmitglied, das vor dem
01.01.1993 ein unbefristetes Arbeits-
verhéltnis mit der Firma eingegangen ist,
eine Wartezeit von 10 vollendeten Dienst-
jahren erfillt und das 55. Lebensjahr
vollendet hat, kann nach Maligabe der
nachstehenden Bestimmungen auf
eigenen Wunsch in den vorzeitigen
Ruhestand treten oder von der Firma in
den vorzeitigen Ruhestand versetzt
werden.

Das Belegschaftsmitglied tritt durch seine
Kindigung des Beschaftigungsverhalt-
nisses in den vorzeitigen Ruhestand auf
eigenen Wunsch und erhalt Versorgungs-
leistungen mit Beginn des Monats, der auf
die Vollendung des 60. Lebensjahres folgt;
bei einem Eintritt in den vorzeitigen Ruhe-
stand nach Vollendung des 60. Lebens-
jahres beginnt die Zahlung von Ver-
sorgungsleistungen sofort.

Wenn das Beschaftigungsverhaltnis auf
Veranlassung der Firma beendet wird,
erhalt das Belegschaftsmitglied eine
monatliche  Versorgungsleistung, die
erstmals fur den Monat gezahlt wird, der
der wirksamen Beendigung des Be-
schaftigungsverhaltnisses folgt. ...

Fur die ersten 10 anrechenbaren Dienst-
jahre betragt die vorgezogene Altersrente
10% der pensionsfahigen Bezluge; fir die
folgenden anrechenbaren Dienstjahre
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erhalten Lohnempfanger zusatzlich 0,37%
und Gehaltsempfanger 1,00% der pensi-
onsfahigen Bezige fiur jedes anrechen-
bare Dienstjahr.

(3) Die Gesamtversorgung, bestehend aus
Versorgungsleistung und anrechenbarer
gesetzlicher Rentenversicherung wird auf
75% der pensionsfahigen Bezige be-
grenzt.

Wird diese Grenze (berschritten, so
ermafigt sich die Versorgungsleistung um
den die 75%-Begrenzung Ubersteigenden
Betrag. Es wird jedoch mindestens eine
vorgezogene Altersrente in Hbéhe von
2,-DM pro anrechenbarem Dienstjahr
gewahrt.

1]

Die VR 94 geht zuriick auf eine Betriebsvereinbarung zwischen der Be- 4
klagten zu 1. und ihrem Gesamtbetriebsrat vom 16. Dezember 1992 (hiernach:
GBV 92). Als deren Ziel war ua. genannt, ,die betriebliche Altersversorgung der
Arbeiter und Angestellten aneinander anzugleichen® und ,die Auswirkungen des
RRG 1992 einzuarbeiten®. In der GBV 92 ist ua. Folgendes geregelt:

,ZU treffende Regelungen

5. Aufstieg Lohn in Gehalt

Bereits vor dem 31.12.1992 beschéftigte Lohn-
empfanger, die in das Angestelltenverhaltnis uber-
nommen werden, erhalten im Rahmen der Foveruka-
Richtlinien die jahrliche Steigerungsrate von 1 % je
Beschaftigungsjahr.

6. Alle Lohnempfanger, die vor dem Stichtag der
Neuregelung bei Ford beschaftigt sind und durch ein
vorzeitiges Pensionsprogramm aus dem Unter-
nehmen ausscheiden, erhalten eine Rente gemal
den derzeit glltigen Foveruka-Regeln und die
Differenz von 0,63 % pro Beschéftigungsjahr nach
dem 10. Beschaftigungsjahr wird in Form einer
einmaligen Kapitalzahlung auf die Abfindung zusétz-
lich gezahilt.
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Die sich bei einer Vergleichsrechnung ergebende
Mehrrente wird mit der Anzahl der Monate zwischen
Pensionierungsdatum und Alter 60, mindestens aber
mit 12 multipliziert. Der so errechnete Betrag wird als
einmalige Kapitalzahlung gezahlt.

Die Geschéftsleitung beabsichtigt, auch in den
kommenden Jahren vorzeitige Pensionierungs-
programme durchzufuhren. Die jeweilige Hohe der
zu Pensionierenden pro Jahr bzw. welche Standorte
betroffen sind, wird nach Beratung zwischen Ge-
schaftsleitung und Gesamtbetriebsrat festgelegt.

7. Lohnempfanger, die in den normalen Ruhestand
treten, erhalten neben der laufenden Versorgungs-
leistung bei Erfullung der Kriterien zum Zeitpunkt der
Pensionierung eine einmalige Kapitalzahlung. Grund-
lage fir eine eventuelle Zahlung ist der Unterschied
zwischen den jahrlichen Renten-Steigerungssatzen
fur Lohnempfénger und Tarifangestellte. Ergibt sich
bei einer Vergleichsrechnung eine Mehrrente, so
wird diese -anerkannten versicherungsmathe-
matischen Grundsatzen folgend, einschlieBlich der
Einbeziehung durchschnittlicher statistischer Lebens-
erwartung, - als einmalige Kapitalzahlung aus-
gezahlt.

Bei der Vergleichsrechnung wird zur Ermittlung der
héchstzulassigen Gesamtversorgung von 75 % die
gesetzliche Rente nach einem steuerlichen Nahe-
rungsverfahren errechnet, welches ein volles Ver-
sicherungsleben unterstellt fir alle vor dem Stichtag
beschaftigten Arbeithnehmer.

8. Anpassung an das Rentenreformgesetz 1992

Erfolgt bei einer Pensionierung vor Vollendung des
65. Lebensjahres eine Kirzung der gesetzlichen
Rente nach den Bestimmungen des RRG 1992, so
wird bei der Ermittlung der Gesamtversorgung
- bestehend aus betrieblicher Altersversorgung und
gesetzlicher Rente - unverandert die gesetzliche
Rente angesetzt, die sich ohne Abzug fir einen
vorzeitigen Rentenbeginn ergeben wiirde.

Bereits vorher bestanden bei der Beklagten zu 1. vergleichbare 5

Regelungen zur betrieblichen Altersversorgung, die ebenfalls unterschiedliche
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Steigerungssatze fir Lohn- und Gehaltsempfénger vorsahen. Am 18. Juli 1957
hatte eine Besprechung zwischen der Unternehmensleitung der Beklagen zu 1.
und dem dort gebildeten Betriebsrat unter Hinzuziehung des Sachversténdigen
fur betriebliche Altersversorgung Dr. H stattgefunden. Im Protokoll dieser
Besprechung heilt es zu diesem Punkt:

~Womit ist der unterschiedliche Steigerungsbetrag - flr
Lohnempfanger 0,37%, fur Angestelite 1% - gerecht-
fertigt?

Herr Dr. H trug anhand von amtlichen statistischen Unter-
lagen vor, da® die durchschnittliche Altersrente aus der
Sozialversicherung nach der Rentenreform fiir Arbeiter
60%, fur Angestellte aber nur 50% des zuletzt bezogenen
Arbeitslohnes betrage. Das Einkommen eines Arbeiters
steigt in seinem Arbeitsleben durchschnittlich um 20%,
das eines Angestellten durchschnittich um 150 - 200%.
Da fir die Hdohe der Rente aber nicht nur das eigene
Einkommen (Endgehalt) des betreffenden Renten-
empfangers (,personliche Bemessungsgrundlage’),
sondern auch das Durchschnittseinkommen aller
Schaffenden (,allgemeine Bemessungsgrundlage’) mal-
gebend ist, liegt die Altersrente eines Angestellten im
Verhaltnis zu seinem Einkommen niedriger als die eines
Arbeiters.

Um hierfir einen gerechten Ausgleich der Hoéhe der
Gesamtaltersrente zu schaffen, ergab sich die Notwendig-
keit, einen unterschiedlichen Steigerungsbetrag fiir Lohn-
empfanger und Angestellte in der Fordrente einzufiihren.

[oeu Juequaje(J S[e purs ﬁlln{llllll\‘\\‘lm],tn I9P J[I9 ], YONY SIOMUTE]

In der Praxis wird es aber trotzdem vorkommen, dal} trotz
dieses erhdhten Steigerungsbetrages ein Angestellter eine
niedrigere Gesamtrente bezieht als ein Arbeiter. Eine
héhere Rente flir Angestellte infolge des erhdhten

1Znyosas

DY P eL8 §§

Steigerungsbetrages ist jedoch durch die Limitklausel
ausgeschlossen. Herr Dr. H erlauterte den Anwesenden
zwei Tabellen, aus denen die Gesamtrenten eines An-
gestellten und eines Arbeiters nach 35 und 40 Sozialver-
sicherungsjahren ersichtlich sind.*

Der Klager schied im Rahmen eines ,vorzeitigen Pensionierungs- 6
programms* bei der Beklagten zu 1. aus. Er erhielt nach den Feststellungen des
Landesarbeitsgerichts neben seiner Abfindung eine Leistung gem. Nr. 6
GBV 92 iHv. 5.669,30 Euro (hiernach: Pensionsausgleichszahlung).
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Der Klager hat die Ansicht vertreten, ein sachlicher Grund fiir die Unter-
scheidung zwischen gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten - Lohn-
empfangern und Gehaltsempfangern - bestehe nicht. Ihm stiinden deshalb fur
Beschaftigungszeiten ab dem 1. Juli 1993 die geltend gemachten Leistungen

ZU.

Der Kléager hat zuletzt beantragt,

1. die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen,
an ihn 4.783,20 Euro brutto nebst Zinsen in Hohe
von finf Prozentpunkten lber dem Basiszinssatz aus
jeweils 148,35 Euro seit dem 1. Mai, 1. Juni, 1. Juli,
1. August, 1. September, 1. Oktober, 1. November,
1. Dezember 2005 sowie seit jedem Monatsersten im
Jahre 2006 sowie seit dem 1. Januar 2007 und aus
jeweils 151,35 Euro seit dem 1. Februar, 1. Marz,
1. April, 1. Mai, 1.Juni, 1.Juli, 1. August, 1. Sep-
tember, 1. Oktober, 1. November, 1. Dezember 2007
und dem 1. Januar 2008 zu zahlen.

2. festzustellen, dass

a) sein von den Beklagten als Gesamtschuldner
zu erfillender Betriebsrentenanspruch - unbe-
schadet einer Uberpriifung und Anpassung der
Rente gemal § 16 BetrAVG sowie der Be-
grenzung der Gesamtversorgung aus Betriebs-
rente und gesetzlicher Rentenversicherung -
24,33 % der pensionsfahigen priifungsfahigen
Durchschnittsbeziige iSd. Versorgungsordnung
betragt und

b) die Beklagten als Gesamtschuldner verpflichtet
sind, ihm fur die Zeit ab dem 1. Januar 2008
eine monatliche Betriebsrente in Héhe von
insgesamt 545,72 Euro zu zahlen.

Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie sind der Auffassung, dem Klager stehe der geltend gemachte An-
spruch nicht zu. Die in der VR94 und GBV 92 vorgenommenen Unter-
scheidungen seien gerechtfertigt. Der maRgebliche Differenzierungsgrund liege
im -gemessen an den pensionsfahigen Dienstbeziigen - unterschiedlichen
Versorgungsgrad von Arbeitern und Angestellten aus der gesetzlichen Renten-

versicherung, wie er bereits im Jahre 1957 mit dem Betriebsrat der Ford-Werke
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AG erbrtert worden sei. Eine versicherungsmathematische Auswertung und
Begutachtung des gesamten Altersrentenbestandes der Mitarbeiter, die bereits
eine gesetzliche Altersrente bezdgen, zeige, dass der Versorgungsgrad von
Arbeitern und Angestellten - unter Bericksichtigung einer angemessenen
Typisierung - tatsachlich unterschiedlich sei und durch die von ihnen, den
Beklagten, gefundene Regelung ausgeglichen werde. Auszugehen sei dabei
nicht vom tatsachlichen Verlauf des Arbeitsverhaltnisses, sondern von einem
fiktiven Versicherungsverlauf bis zur Erreichung der festen Altersgrenze.
Jedenfalls misse der Klager sich die ihm gewahrte Pensionsausgleichszahlung

in vollem Umfange anrechnen lassen, soweit ihm Anspriiche zustiinden.

Das Arbeitsgericht hat - unter Abweisung weitergehender Anspriiche
des Klagers - der Klage stattgegeben. Die Beklagten hatten eine Widerklage
auf Ruckzahlung der Pensionsausgleichszahlung erhoben, die das Arbeits-
gericht ebenfalls abgewiesen hat. Die nur gegen ihre Verurteilung gerichtete
Berufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht zurlickgewiesen. Mit ihrer
Revision verfolgen die Beklagten ihren Klageabweisungsantrag weiter. Sie
berufen sich ergénzend auf Verwirkung und machen geltend, der Beklagte zu 2.
als Unterstiutzungskasse sei nicht verpflichtet, Leistungen zu erbringen, die in

seiner Versorgungsordnung nicht vorgesehen seien.

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist unbegriindet, jedoch war der Feststellungsausspruch
zur Klarstellung neu zu fassen. Gegen die Zulassigkeit der Klage bestehen
keine Bedenken. Die vom Klager noch geltend gemachten Anspriche stehen

ihm zu, soweit sie in die Revisionsinstanz gelangt sind.

A. Die Klage ist auch im Feststellungsantrag zulassig. Ein Feststellungs-
antrag muss sich nicht auf ein Rechtsverhaltnis insgesamt richten, sondern
kann sich auf die Feststellung einzelner Verpflichtungen der Parteien - hier die

Verpflichtung der Beklagten, einen bestimmten Steigerungssatz zur Anwendung
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zu bringen - beschranken (vgl. BAG 25. Mai 2004 - 3 AZR 123/03 - zu A der
Griinde, AP BetrAVG § 1 Uberversorgung Nr. 11). Da die Beklagten ihre Ver-
pflichtung zur Leistung bestreiten, hat der Klager auch das erforderliche Fest-
stellungsinteresse und die Voraussetzungen des § 256 Abs. 1 ZPO sind erflllt.
Der Feststellungsantrag ist so auszulegen, dass der Klager ausschliefl3lich die
Berechnung der Steigerungssatze angreift, nicht jedoch sonstige Regelungen
der Versorgungsordnung, insbesondere nicht die Begrenzung auf 75 % der

pensionsfahigen Bezlige.

B. Die Beklagten sind unter Gleichbehandlungsgesichtspunkten ver-
pflichtet, dem Klager fir Beschaftigungszeiten seit dem 1. Juli 1993 bei der
Berechnung seiner Betriebsrente dieselben Steigerungssatze zugutezubringen
wie sie Angestellten zustehen, also 1 % statt 0,37 % auch fir Zeiten nach
zehnjahriger Betriebszugehdrigkeit. Der Anspruch besteht nicht nur gegeniiber
der Beklagten zu 1. als Arbeitgeberin des Klagers, sondern auch gegeniiber
dem Beklagten zu 2. als Unterstitzungskasse. Der Anspruch ist auch nicht

verwirkt.

l. Die im Revisionsverfahren noch streitgegenstandlichen Anspriiche
stehen dem Klager zu. Der Klager wird ungleich behandelt, soweit die unter-
schiedlichen Steigerungssétze nicht fur bestimmte Bemessungszeitraume
durch die Pensionsausgleichszahlung ausgeglichen werden. Das widerspricht
dem in §75 BetrVG niedergelegten betriebsverfassungsrechtlichen Gleich-
behandlungsgrundsatz und fuhrt dazu, dass dem Klager die im Revisionsver-
fahren geltend gemachte ,Angleichung nach oben® jedenfalls nach § 1b Abs. 1
Satz 4 BetrAVG zusteht. Das gilt fiir Beschaftigungszeiten seit dem 1. Juli 1993.
Dieser Stichtag fuhrt nicht zu weiteren Einschrankungen; weder ist beim Ver-
gleich auf eine fiktive Versorgungsregelung fir Angestellte abzustellen, nach
der ihnen erst ab dem Stichtag der héhere Steigerungssatz zugutekommt, noch

ist die Pensionsausgleichszahlung anzurechnen. Im Einzelnen gilt:

1. VR 94 und GBV 92 behandeln gewerbliche Arbeithehmer - Lohn-
empfanger -, wie den Klager, gegeniiber Angestellten - Gehaltsempfangern -

hinsichtlich ihrer Versorgungsleistung weitgehend ungleich.
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a) Das gilt zunachst, soweit sie - wie im vorliegenden Fall - auf Ver-
anlassung der Beklagten zu 1. ausgeschieden sind und es nicht um den Be-
messungszeitraum fir die Pensionsausgleichszahlung geht, die aufgrund des
Ausscheidens im Rahmen eines vorzeitigen Pensionierungsprogramms zu

zahlen ist.

aa) Nach Nr.2 Buchst. b Abs. (1) Unterabs. 3 VR 94 erhélt ein Beleg-
schaftsmitglied, das - wie der Klager - das 55. Lebensjahr vollendet hat, dann,
wenn das Beschéaftigungsverhaltnis auf Veranlassung der Firma beendet wird,
beginnend mit dem Kalendermonat nach der wirksamen Beendigung eine
Versorgungsleistung. Bei deren Berechnung werden nach Absatz (2) der
Vorschrift fir die ersten zehn anrechenbaren Dienstjahre 10 % der pensions-
fahigen Bezlige zugrunde gelegt. Fir die folgenden anrechenbaren Dienstjahre
erhalten Lohnempfanger zusatzlich 0,37 %, Gehaltsempfanger dagegen 1 %
der pensionsfahigen Bezilige fir jedes anrechenbare Dienstjahr. Damit ist der
Steigerungssatz fur gewerbliche Arbeitnehmer geringer als fir Angestellte.
Etwas anderes gilt nur dann, wenn - anders als beim Klager - die Regelung in
Absatz (3) der Bestimmung greift. Danach wird die ,Gesamtversorgung“ be-
stehend aus Versorgungsleistung und anrechenbarer gesetzlicher Rentenver-
sicherung auf 75 % der pensionsfahigen Beziige begrenzt und bei Uber-
schreitung dieser Grenze die Versorgungsleistung um den diese Begrenzung
Ubersteigenden Betrag ermaligt, sobald die anrechenbare gesetzliche Rente

einsetzt.

bb) Keine Ungleichbehandlung bei der Versorgung tritt allerdings fir die
Zeitrdume ein, die der Bemessung der Pensionsausgleichszahlung nach Nr. 6
GBV 92 zugrunde lagen. Nach dieser Bestimmung wird fir den Zeitraum
zwischen der vorzeitigen Pensionierung des aufgrund eines Friuhpensio-
nierungsprogramms ausgeschiedenen Arbeitnehmers und dem 60. Lebensjahr,
mindestens aber fir zwolf Monate die Differenz zwischen der nach den
Regelungen fiir Angestellte und denen fur Arbeiter sich ergebenden Versorgung
errechnet. Diese Differenz wird zum Zeitpunkt der Pensionierung an den

Arbeitnehmer ,in Form einer einmaligen Kapitalzahlung auf die Abfindung
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zusatzlich gezahlt*. Das ist unabhangig vom Lebensalter zum Zeitpunkt der
vorzeitigen Pensionierung; die Leistung wird auf der Basis von mindestens
zwolf Monaten selbst dann errechnet, wenn der gewerbliche Arbeitnehmer nach
Vollendung des 60. Lebensjahres ausscheidet. Fir den dieser Berechnung
zugrunde liegenden Bemessungszeitraum besteht fir gewerbliche Arbeit-

nehmer daher kein Nachteil bei der Versorgungsleistung.

Die Beriicksichtigung der Pensionsausgleichszahlung bei der Fest-
stellung eines Nachteils bei der Versorgungsleistung scheitert auch nicht daran,
dass es sich um Zahlungen unterschiedlichen Charakters handeln wirde, die
nicht miteinander vergleichbar waren. Das ist nicht der Fall. Beide Leistungen
beziehen sich auf die Zeit bis zum Einsetzen der anrechenbaren gesetzlichen
Rente. Sie stellen keine betriebliche Altersversorgung, sondern Ubergangsver-
sorgung bis zum Eintritt in den Ruhestand dar (vgl. zu dieser Unterscheidung
BAG 18. Mérz 2003 - 3 AZR 315/02 - zu | 3 ¢ der Griinde, DB 2004, 1624). Bis
dahin geht es nicht um die Absicherung der biometrischen Risiken ,Langlebig-
keit“, ,Todesfall“ oder ,Invaliditat‘. Es handelt sich deshalb weder um Alters-,
noch um Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgung im Sinne des § 1 Abs. 1
Satz 1 BetrAVG. Abgesichert ist vielmehr das Risiko der Arbeitslosigkeit (vgl.
BAG 10. Februar 2009 - 3 AZR 653/07 - Rn. 19, EzA BetrAVG § 1 Betriebs-

vereinbarung Nr. 6):

Wie sich aus den Erlauterungen der Beklagten in der Revisionsver-
handlung vor dem Senat ergibt, ist der Bemessungszeitraum fir die Pensions-
ausgleichszahlung in der GBV 92 so geregelt, dass nach seinem Ablauf der
Arbeitnehmer in Anwendung der zum Zeitpunkt des Abschlusses der GBV 92
zugrunde zu legenden sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften Anspruch
auf eine Altersrente nach Arbeitslosigkeit hatte. Das war der Fall, wenn der
Arbeitnehmer das 60. Lebensjahr vollendet hatte und mindestens ein Jahr
arbeitslos war (vgl. auch § 237 SGB VI). Zudem entsteht der Anspruch auf
diese Leistung nach Nr.2 Buchst. b VR 94 nur dann, wenn das Be-
schaftigungsverhaltnis auf Veranlassung der Firma beendet wird. Diese

Leistung hangt daher von einer Mitwirkung der Beklagten zu 1. ab, was einem
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Charakter als betriebliche Altersversorgung entgegensteht (vgl. BAG 3. Novemn-
ber 1998 - 3 AZR 454/97 - zu B Il 1 der Griinde, BAGE 90, 120).

Die Pensionsausgleichszahlung wird schlieRlich nach Nr. 6 der GBV 92
.2auf‘ die Abfindung zusatzlich gezahlt. Es handelt sich um einen weiteren
Anreiz zum Ausscheiden und damit der Sache nach ebenfalls um eine Ab-

findung.

Der Charakter der Versorgungsleistung éndert sich erst mit dem in der
Versorgungsordnung vorgesehenen Einsetzen der anrechenbaren gesetzlichen
Rente. Die Regelung lehnt sich ab diesem Zeitpunkt an die gesetzliche Renten-

versicherung und damit an das biometrische Risiko ,Alter an.

b) Ungleich behandelt werden Arbeiter und Angestellte auch bei anderen
Versorgungsféllen, namlich dem des vorzeitigen Ruhestandes nach Aus-
scheiden auf eigenen Wunsch ab dem 55. Lebensjahr und der Méglichkeit, ab
dem 60. Lebensjahr Betriebsrente zu beziehen - Nr. 2 Buchst. b VR 94, dem
der ,Arbeitsunfahigkeit® - Nr. 2 Buchst. c VR 94 sowie dem bei normalem
Ruhestand ab dem Monat nach Vollendung des 65. Lebensjahres - Nr. 2
Buchst. a VR 94.

Die unterschiedlichen Steigerungsséatze bei der Berechnung der be-
trieblichen Altersversorgung fir die Dienstjahre nach den ersten zehn an-
rechenbaren Dienstjahren zwischen gewerblichen Arbeitnehmern - Stei-
gerungssatz 0,37 % - und Angestellten - Steigerungssatz 1 % - gelten auch bei
diesen Versorgungsféllen. Auch bei den weiteren Versorgungsfallen gilt
-ebenso wie im Fall des vorzeitigen Ausscheidens aufgrund eines
Pensionierungsprogramms - die Begrenzung der ,Gesamtversorgung® auf 75 %
der pensionsfahigen Beziige. Ubersteigt also die betriebliche Versorgungs-
leistung und die anrechenbare gesetzliche Rente diesen Prozentsatz, verringert

sich die betriebliche Versorgungsleistung entsprechend.

Die in Nr. 2 Buchst. a Absatz (4) VR 94 vorgesehene einmalige Kapital-
zahlung beim Eintritt in den normalen Ruhestand ist fur die Frage der Gleich-
behandlung bei der betrieblichen Altersversorgung unbeachtlich. Kapital- und

Rentenzahlung sind nicht vergleichbar. Eine Kapitalzahlung walzt das Lang-
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lebigkeitsrisiko auf den Arbeitnehmer ab. Dem entspricht die Wertung in § 3
BetrAVG, die fur den hier vorliegenden Regelfall die Abfindung von Betriebs-
rentenanspriichen untersagt. Das gilt - wie Absatz 4 der Vorschrift, der Teil-
abfindungen in der Sondersituation der Insolvenz regelt, zeigt - auch fir Teil-
abfindungen. Diese gesetzliche Wertung schlagt hier durch, unabhangig davon,
ob die Bestimmung unmittelbar anwendbar ist. Eine Kapitalzahlung ist in der
Regel - bspw. wegen zuséatzlicher Gesundheitsrisiken, einem Abzug von Ver-
waltungskosten und Gewinnanteilen von Versicherungsgesellschaften und der
unklaren Hohe der Verzinsung der Beitrdge - auch nicht geeignet, zum Zeit-
punkt ihrer Auszahlung einen rechnerisch gleichwertigen Versorgungsanspruch
anderweitig zu beschaffen (vgl. BAG 18. Januar 2005 - 3 AZR 137/04 - EZA
BetrAVG § 30d Nr. 1).

2. Die fir Leistungszeitraume aulerhalb der fir die Bemessung der
Pensionsausgleichszahlung mafgeblichen Zeit verbleibende Ungleichbe-
handlung widerspricht dem betriebsverfassungsrechtlichen Gleichbehandlungs-
grundsatz. Es gibt firr sie - auch in Gesamtschau auf die Versorgungsordnung -

keine Rechtfertigungsgriinde.

a) Die Betriebsrente wird dem Klager unter Anwendung einer vom Be-
klagten zu 2. als Unterstitzungskasse erlassenen Versorgungsordnung ge-
wahrt, die auf der 1992 geschlossenen Gesamtbetriebsvereinbarung beruht.
Die Regelung ist deshalb an § 75 Abs. 1 BetrVG zu messen. Danach gilt (zum
Ganzen: BAG 22. Marz 2005 - 1 AZR 49/04 - zu 3 a der Griinde, BAGE 114,
179):

Die Betriebsparteien haben dariiber zu wachen, dass alle im Betrieb
tatigen Personen nach den Grundsétzen von Recht und Billigkeit behandelt
werden. Zu diesen Grundséatzen gehdrt insbesondere der betriebsverfassungs-
rechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz, dem wiederum der allgemeine Gleich-
heitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG zugrunde liegt. Dieser ist Ausdruck des Ge-
rechtigkeitsgedankens im Grundgesetz und fundamentales Rechtsprinzip. Er
zielt darauf ab, eine Gleichbehandlung von Personen in vergleichbaren Sach-

verhalten sicherzustellen und eine gleichheitswidrige Regelbildung auszu-

JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile AQQ)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw — flir iOS

www.prinz.law

27

28

29

OYIN JJ B8 §§ YOrRU YURQUI)E(T S[e PUIS SUN[WUILSS[12)1() JOP

I, YONY SIOMUTH

JZnyosad


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

- 16- 3 AZR 819/08

schlieBen. Er kommt insbesondere zur Anwendung, wenn die Betriebsparteien

bei einer Regelung unterschiedliche Gruppen bilden.

Eine unterschiedliche Gruppenbildung liegt vor, wenn fir verschiedene
Arbeitnehmergruppen unterschiedliche Rechtsfolgen vorgesehen werden. Dann
verlangt der Gleichheitssatz, dass diese Unterscheidung sachlich gerechtfertigt
ist. Dabei verst6t eine sachverhaltsbezogene Ungleichbehandlung erst dann
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz, wenn sie willkirlich ist, weil sich ein
verniunftiger Grund fir die Differenzierung nicht finden lasst. Dagegen ist bei
einer personenbezogenen Ungleichbehandlung der Gleichheitssatz bereits
dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadressaten im Vergleich zu anderen
Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden Gruppen
keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie

die Ungleichbehandlung rechtfertigen kénnten.

MaRgeblich fur das Vorliegen eines hinreichenden Sachgrundes ist vor
allem der mit der Regelung verfolgte Zweck. Unter Berlcksichtigung dessen
missen die Merkmale, an welche die Gruppenbildung anknipft, die
Differenzierung bei den Rechtsfolgen rechtfertigen. Die Betriebsparteien haben
- ebenso wie andere Normgeber - einen Beurteilungsspielraum und eine Ein-
schatzungsprarogative hinsichtlich der tatsachlichen Voraussetzungen und

Folgen der von ihnen gesetzten Regelungen.

b) Keine Rechtfertigung fir die Ungleichbehandlung stellt nach diesen
Grundsatzen der bloRe Statusunterschied zwischen gewerblichen Arbeit-
nehmern - Arbeitern - und Angestellten dar. Die daran anknipfende Unter-
scheidung beruht fir sich genommen auf keinerlei sachgerechten Erwagungen
(BAG 10. Dezember 2002 -3 AZR 3/02- zu IV 2caa der Grinde mwN,
BAGE 104, 205). Vielmehr handelt es sich um eine personenbezogene Un-
gleichbehandlung, die schon dann gegen den betriebsverfassungsrechtlichen
Gleichbehandlungsgrundsatz verstof3t, wenn zwischen beiden Gruppen keine
Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die
Ungleichbehandlung rechtfertigen kdénnten. Nur wenn derartige Unterschiede

bestehen, kann -in seltenen Ausnahmeféllen - die statusbezogene Kenn-
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zeichnung als ,Kurzel* fur eine Differenzierung herangezogen werden (BAG
10. Dezember 2002 - 3 AZR 3/02 - zu IV 1 der Griinde, aaQ). Es ist erforderlich,
dass mit der Anknipfung an den Statusunterschied gleichzeitig an einen
Lebenssachverhalt angeknipft wird, der geeignet ist, die in der Regelung
getroffene Rechtsfolge zu tragen. Das ist am Regelungszweck und dem aus

ihm folgenden Differenzierungsgrund zu messen.

Der Differenzierungsgrund muss auf verninftigen und einleuchtenden
Erwagungen beruhen; er darf gegen keine verfassungsrechtlichen oder
sonstigen Gbergeordneten Wertentscheidungen verstoRen (BAG 10. Dezember
2002 - 3 AZR 3/02 - zu IV 2 b der Griinde, BAGE 104, 205).

Bei der rechtlichen Beurteilung sind zum einen der Beurteilungsspiel-
raum und die Einschatzungsprarogative der Betriebsparteien zu beruck-
sichtigen, zum anderen ist zu beachten, dass der Normgeber typisieren darf.
Die zulassige Typisierung darf aber nur in Einzelfallen und ausnahmsweise zu
einer Benachteiligung der Betroffenen fiihren und nur in besonders gelagerten
Fallen Ungleichheiten entstehen lassen. Die durch eine typisierende Regelung
entstehenden Ungerechtigkeiten dirfen ferner nur eine verhaltnismaRig kleine
Zahl von Personen betreffen, die Ungleichbehandlung darf also nicht sehr
intensiv sein (BAG 10. Dezember 2002 - 3 AZR 3/02 - zu IV 2 b der Griinde
mwN, BAGE 104, 205). Selbst wenn die Betriebsparteien nicht verpflichtet sind,
die Regelung ,punktgenau® zu gestalten, ist eine Regelung umso weniger
geeignet, die ungleiche Behandlung zu rechtfertigen, je mehr sie typisiert,
obwohl eine punktgenaue Regelung ohne oder mit wenig Schwierigkeiten

maéglich ware.

C) Gemessen daran liegen keine die getroffene Regelung rechtfertigenden
Differenzierungsgriinde vor. Die Beklagten kénnen sich nicht darauf stitzen, es
solle ein unterschiedlicher Versorgungsgrad zwischen Arbeitern und An-
gestellten aus der gesetzlichen Rentenversicherung ausgeglichen werden. Das
ist zwar ein billigenswerter Differenzierungsgrund. Insofern fehlt es jedoch an
der nétigen Homogenitat innerhalb beider Gruppen; auf Durchschnittswerte
kann nicht abgestellt werden. AulRerdem vermag dieser Differenzierungsgrund
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die in der Versorgungsordnung geregelten Rechtsfolgen nicht zu tragen. Die
dort vorgesehenen unterschiedlichen Steigerungsséatze fuhren nicht zu einem
Ausgleich unterschiedlicher Versorgungsgrade. Zudem standen punktgenauere
Regelungsmdéglichkeiten zur Verfigung, etwa die Einfihrung eines klassischen
Gesamtversorgungssystems oder die Einfuhrung von nach Dienstalter ge-

staffelten Kappungsgrenzen. Das ergibt sich insgesamt aus Folgendem:

aa) Die Beklagten berufen sich darauf, die Betriebsparteien hétten einen
- gemessen an den pensionsfahigen Durchschnittsbezligen - unterschiedlichen
Versorgungsgrad aus der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter einer-
und der Angestellten andererseits ausgleichen wollen. Die Angestellten er-
reichten typischerweise durch ihre gesetzliche Rente einen niedrigeren Ver-
sorgungsgrad. Einerseits wiirden sie - anders als Arbeiter - wéhrend ihres
Berufslebens Gehaltssteigerungen erfahren, die bereits im Endgehalt die
pensionsfahigen Durchschnittsbeziige pragten, weil es insoweit nur auf die
letzten 60 Monate vor Beendigung des Beschéftigungsverhéltnisses ankdme
(Nr. 1 Buchst. d Abs. (1) und (3) VR 94); andererseits orientiere sich die Héhe
der gesetzlichen Rente am Verdienst wahrend des gesamten Berufslebens.
Zudem sei es bei Angestellten wahrscheinlicher als bei Arbeitern, dass sie die
Beitragsbemessungsgrenze Uberschritten und deshalb nicht ihr gesamtes
Einkommen zum Aufbau von Anwartschaften in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung herangezogen werde.

bb) Dieser Differenzierungsgrund ist billigenswert und nicht zu be-
anstanden. Eine betriebliche Versorgungsregelung darf an einen typischerweise
unterschiedlichen Versorgungsbedarf einzelner Arbeitnehmergruppen an-
knupfen. Diese Differenzierung steht in Ubereinstimmung mit den dblichen
Zwecken betrieblicher Versorgungswerke (BAG 10. Dezember 2002 - 3 AZR
3/02 - zu IV 2 b der Griinde, BAGE 104, 2095).

cC) Jedoch ist weder die Unterscheidung zwischen Arbeitern und An-
gestellten geeignet, um an unterschiedliche Versorgungsgrade anzuknupfen,
noch ist die Regelung der VR 94 geeignet, unterschiedliche Versorgungsgrade

auszugleichen.
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(1) Die Abgrenzung anhand der Gruppen der Lohnempfanger einer- und
der Gehaltsempfénger andererseits ist gemessen an dem von den Beklagten
angefiihrten Differenzierungsgrund nicht zur Anknipfung geeignet. Das gilt
auch, wenn man die von ihnen im Verfahren eingereichten Statistiken zugrunde

legt.

(a) Nicht geeignet sind zunachst die von ihnen eingereichten Durch-
schnittsberechnungen, denen zufolge der durchschnittliche Versorgungsgrad
aus gesetzlicher Rente der Arbeiter unter Zugrundelegung von mehr als zehn
anrechenbaren Dienstjahren praktisch bei jeder denkbaren Zahl von Dienst-
jahren hoher ist als der der Angestellten. Durchschnittswerte sind insoweit nicht
aussagekraftig, weil sie die Unterschiede innerhalb der Gruppen verwischen.
Bei der Frage, ob eine Gruppenbildung geeignet ist, kommt es darauf an,
inwieweit innerhalb der Gruppe Konsistenz bezogen auf den Differenzierungs-
grund besteht (vgl. BAG 10. Dezember 2002 - 3 AZR 3/02- zu IV 1a der
Griinde, BAGE 104, 205).

Dem steht nicht die Entscheidung des Senats vom 21. August 2007
(- 3AZR 269/06 - BAGE 124, 22) entgegen. Dort hat der Senat ausgefihrt,
unterschiedliche Vergutungssysteme koénnten den Ausschluss von Ver-
sorgungsleistungen rechtfertigen, wenn die ausgeschlossene Arbeitnehmer-
gruppe durchschnittlich eine héhere Vergitung als die beglnstigte Arbeit-
nehmergruppe erhalt (Rn. 27). Der Senat hat dann jedoch (Rn. 28) darauf
abgestellt, dass der Klager ebenso wie die anderen Auslandsmitarbeiter ein
jeweils erheblich Uber dem Tarifniveau liegendes Gehalt bezogen habe. Die
Ausfihrungen des Senats sind daher so zu verstehen, dass sich der Durch-
schnittswert auf das Einkommen jedes einzelnen Arbeitnehmers der von der
Versorgungsregelung ausgeschlossenen Arbeithehmergruppe bezog, jedoch
nicht auf das Durchschnittseinkommen aller Arbeitnehmer der Gruppe. Soweit
die Entscheidung anders verstanden werden kénnte, wird dies hiermit klar-

gestellt.

Ebenso wenig ist der Senat durch das Urteil des Zehnten Senats vom
30. Marz 1994 (- 10 AZR 681/92 - zu Il 6 der Griinde, AP BGB § 242 Gleich-
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behandlung Nr. 113 = EzA BGB § 611 Gratifikation, Prdmie Nr. 110) daran
gehindert, im vorliegenden Fall nicht auf Durchschnittswerte abzustellen. In
diesem Urteil hatte es der Zehnte Senat bei einer Weihnachtsgratifikation als
Differenzierungsgrund ausreichen lassen, dass die beginstigte Gruppe der
Angestellten im Durchschnitt weniger Ubertarifiche Zulagen bezog als die
benachteiligte Gruppe der Arbeiter. Mit dem Urteil des Zehnten Senats vom
26. September 2007 (- 10 AZR 569/06 - Rn. 24, AP BGB § 242 Gleich-
behandlung Nr. 205 = EzA BGB 2002 § 242 Gleichbehandlung Nr. 13) kann
dahinstehen, ob die in dem genannten Urteil getroffene Unterscheidung noch
aufrechtzuerhalten ware. Jedenfalls ist sie nicht auf Betriebsrenten zu tber-
tragen. Die erstgenannte Entscheidung betraf keine laufende, sondern eine
einmal im Jahr geleistete Zahlung. Mit derartigen Zahlungen wird typischer-
weise Sonderbedarf gedeckt, nicht der laufende Lebensstandard gesichert,
noch dazu anknipfend an die gesamte Betriebszugehdrigkeit fir den Fall des
Alters. Dementsprechend hat auch der Zehnte Senat des Bundesarbeits-
gerichts bei der Beurteilung von Freiwilligkeitsvorbehalten nach dem Recht der
Allgemeinen Geschaftsbedingungen zwischen laufenden Leistungen und
Einmalzahlungen unterschieden (30. Juli 2008 - 10 AZR 606/07 - Rn. 29, AP
BGB § 611 Gratifikation Nr. 274 = EzA BGB 2002 § 307 Nr. 38).

Aus demselben Grund steht auch die ebenfalls Jahressonderleistungen
betreffende Entscheidung des Zehnten Senats vom 19. April 1995 (- 10 AZR
344/94 - AP BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 124 = EzA BGB § 242 Gleich-
behandlung Nr. 63) nicht entgegen.

(b) Aus dem Vortrag der Beklagten ergibt sich auch nicht, dass - unter
Vernachlassigung kleinerer Untergruppen innerhalb der Gruppen - Unter-
schiede nach der GroRe der Versorgungslicke zwischen der Gruppe der
Arbeiter einer- und der Gruppe der Angestellten andererseits bezeichnend sind
(BAG 10. Dezember 2002 - 3 AZR 3/02 - zu IV 1 a der Griinde, BAGE 104,
205). Das setzt voraus, dass beide Arbeitnehmergruppen in sich hinreichend
homogen sind, die Gruppenmitglieder also einen typischerweise ahnlichen

Versorgungsgrad aus der gesetzlichen Rente aufweisen. Streubreiten waren
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nur hinnehmbar, wenn Arbeiter ein etwa gleich hohes, Angestellte hingegen ein
etwa gleich niedriges Niveau der Versorgung aus der gesetzlichen Rente

aufwiesen. Das ist nicht der Fall:

Nach den von den Beklagten in das Verfahren eingebrachten Be-
rechnungen betragt der Anteil der Lohnempfanger mit einem Versorgungsgrad
aus der gesetzlichen Altersversorgung unterhalb des Durchschnitts der Ge-
haltsempfanger 19,1 %. Umgekehrt betragt der Anteil der Gehaltsempfanger
mit einem Versorgungsgrad oberhalb des Durchschnitts der Lohnempfanger
immerhin noch 6,9 %. Der jeweilige Durchschnitt des Versorgungsgrades in
beiden Gruppen ist dabei von den Personen mitgeprégt, die vom Durchschnitt
abweichen. Denn die Durchschnittsberechnung schlieRt daran an, dass es
Personen mit Gber- und unterdurchschnittlichen Werten gibt. Dies deutet darauf
hin, dass eine erhebliche Zahl von Arbeithehmern in jeder Gruppe hinsichtlich
ihres Versorgungsgrades in einer gleichen oder &hnlichen Situation sind wie
eine erhebliche Zahl von Arbeitnehmern der anderen Gruppe. Bestatigt wird
dies durch die von den Beklagten zur Akte gereichte bildliche Darstellung
(RB 4), in der die Einzelwerte aller Rentner wiedergegeben sind. Hier zeigt sich

eine erhebliche Schnittmenge.

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist bei der Wertung auf den tat-
séchlichen, nicht auf den fiktiven Rentenverlauf bis zum Versorgungsfall
,hormaler Ruhestand® abzustellen. Das folgt fur die hier zur Beurteilung
stehende VR 94 schon daraus, dass nach Nr. 6 der ihr zugrunde liegenden
GBV 92 die Geschéftsleitung beabsichtigt, in den kommenden Jahren weitere
Frihpensionierungsprogramme durchzufiihren. Ein ,normaler Versicherungs-
verlauf war deshalb keine geeignete Anknipfungsgrundlage. Im Ubrigen ist
auch der Versorgungsfall ,Arbeitsunfahigkeit* kein Sonderfall. Wird eine Invalidi-
tatsversorgung zugesagt, knipft die Regelung gerade nicht an den normalen

Versicherungsverlauf an.

(2) Auch die Ausgestaltung der Versorgungsordnung hinsichtlich der
Rechtsfolgen ist nicht durch den von den Beklagten in Anspruch genommenen

Differenzierungsgrund gerechtfertigt, zumal genauere Ankniipfungsregeln
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denkbar gewesen waren. Auch insoweit ist zu beriicksichtigen, dass es um eine
zur Sicherung des Lebensstandards aufgrund des Arbeitsverhaltnisses ge-

leistete laufende Zahlung geht.

Die Versorgungsordnung enthalt zwar Regelungen, die an den Ver-
sorgungsgrad anknupfen. Die Betriebsrente, die in Anlehnung an die pensions-
fahigen Durchschnittsbeziige errechnet wird, vermindert sich im Versorgungsfall
um den die Kappungsgrenze von 75 % - bezogen auf die gesamte Versorgung
bestehend aus gesetzlicher Rente und Betriebsrente - Uberschreitenden Grad
des Versorgungsniveaus. Die Versorgungsordnung enthalt jedoch keine An-
knupfung an die von den Beklagten identifizierten Grinde fir einen niedrigeren
Versorgungsgrad - Gehaltssteigerungen wahrend des Arbeitslebens und Uber-

schreitung der Beitragsbemessungsgrenze.

Dementsprechend ergibt sich bei der Zusammenrechnung der gesetz-
lichen und der betrieblichen Rente nach den von den Beklagten fiir den insoweit
malfdgeblichen tatsachlichen Versorgungsverlauf vorgelegten Zahlen in einer
Vielzahl von Fallen kein Ausgleich unterschiedlicher Versorgungsgrade
zwischen den Gruppen, sondern eine deutliche Bevorzugung der Angestellten.
Danach haben 73,6 % der Angestellten unter Beriicksichtigung ihrer betrieb-
lichen Versorgungsrente einen Versorgungsgrad oberhalb des Durchschnitts

der Lohnempfanger.

In der Gesamtbetrachtung wirkt es sich dabei zu Lasten der Beklagten
auch aus, dass es naheliegende Mdéglichkeiten gegeben hat, um, wie von ihnen
angestrebt, Differenzierungen im Versorgungsgrad zu verhindern. Es ware
moglich gewesen, die Versorgungsregelung als klassische Gesamtversorgung
auszugestalten und - gegebenenfalls mit einem nach Dienstalter gestaffelten
Gesamtversorgungsgrad - jedem Arbeitnehmer den von ihnen als angemessen
betrachteten Versorgungsgrad zuzubilligen oder eine nach dem Dienstalter

gestaffelte Kappungsgrenze vorzusehen.

(3) Das so gefundene Ergebnis ist auch nicht im Hinblick auf den den
Betriebsparteien nach den fur Sozialplane geltenden Regeln zukommenden

Beurteilungsspielraum zu korrigieren.

JLaw — Gesetze und Urteile monron Available on the
T EZSte;(I)OOSG t (mobile App) » Google play D App Store
' er eselze JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

23 -

48

49

50

51

S[e purs Sunjururess[ran Iop

1 Yony SIOMUIE]

a1

DYIN ‘JF esg8 §S yoru yuequale(

RZANYIRRER]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-23 - 3 AZR 819/08

Bei der Ausgestaltung von Sozialplanen haben die Betriebsparteien
hinsichtlich der tatsachlichen Einschatzung der mit der Betriebsanderung fur die
Arbeitnehmer verbundenen wirtschaftlichen Nachteile einen erheblichen Be-
urteilungsspielraum (dazu BAG 11. November 2008 - 1 AZR 475/07 - Rn. 18 ff.,
AP BetrVG 1972 § 112 Nr. 196 = EzA BetrVG 2001 § 112 Nr. 30). Dabei durfen
sie auch Leistungen der Sozialversicherung, auch der gesetzlichen Rentenver-
sicherung, die die Nachteile mildern, beriicksichtigen. Obwohl diese von
individuell unterschiedlichen Versicherungsverlaufen abhangen, sind dabei
Typisierungen und Pauschalierungen zuldssig, haufig auch unvermeidlich.
Dieser Beurteilungsspielraum wird den Betriebsparteien bei Sozialplanen
wegen deren zukunftsbezogener Ausgleichsfunktion erdffnet. Diese ergibt sich
aus der Legaldefinition des § 112 Abs. 1 Satz 2 BetrVG, nach dem der Sozial-
plan die Einigung der Betriebsparteien ,iber den Ausgleich oder die Milderung
der wirtschaftlichen Nachteile, die den Arbeithehmern infolge der geplanten

Betriebsadnderung entstehen®, darstellit.

Diese Grundsatze sind auf die Ausgestaltung von Versorgungs-
ordnungen nicht Ubertragbar. § 112 BetrVG ist nicht anwendbar. Betriebs-
rentenanspriiche sind zwar wegen des Versorgungscharakters auch zukunfts-
bezogen. Es handelt sich jedoch in erster Linie um Vergitungsanspriiche fur
die im Arbeitsverhaltnis zurickgelegte Betriebszugehérigkeit, die im Ver-
sorgungsfall zu erfullen sind (BAG 14. Januar 2009 - 3 AZR 20/07 - Rn. 37
mwN, AP GG Art. 3 Nr. 316 = EzA AGG § 2 Nr. 3). Der Vergutungscharakter
gebietet einen gegenuber dem Recht der Sozialpldne eingeschrankten Be-

urteilungsspielraum.

3. Dem Klager steht eine Betriebsrente in der Héhe zu, als ware er An-
gestellter gewesen, jedoch nicht fur Zeitrdume, die der Berechnung der
Pensionsausgleichszahlung zugrunde liegen. Allerdings ist der Anspruch aus
Griinden des Vertrauensschutzes insoweit begrenzt, als dem Klager der
Steigerungssatz flir Angestellte lediglich fur Beschaftigungszeiten ab dem
1. Juli 1993 zusteht. Dieser Stichtag fuhrt nicht zu weiteren Korrekturen: Weder

ist beim Vergleich eine fiktive Versorgungsordnung heranzuziehen, wonach den
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Angestellten erst ab dem 1. Juli 1993 ein Steigerungssatz von 1 % zusteht,

noch hat eine Anrechnung der Pensionsausgleichszahlung zu erfolgen.

a) Der Klager ist grundsatzlich wie ein Angestellter zu behandeln. Er hat
einen Anspruch auf ,Angleichung nach oben®. Eine Verletzung des betriebs-
verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes fiuhrt jedenfalls im
Rahmen des Betriebsrentenrechts, auch soweit - wie hier - die in § 75 BetrVG
ausdricklich genannten Benachteiligungsverbote nicht betroffen sind, dazu,
dass der benachteiligten Arbeitnehmergruppe die Anspriiche zustehen, die der

begiinstigten gewahrt werden.

§ 1b Abs. 1 Satz 4 BetrAVG setzt voraus, dass der Grundsatz der
Gleichbehandlung Versorgungsverpflichtungen begriinden kann, hat also kraft
Gesetzes anspruchsbegrindende Wirkung (vgl. BAG 10. Dezember 2002
-3AZR 3/02- zu IV 2 a der Griinde, BAGE 104, 205; offengelassen fir
sonstige durch Betriebsvereinbarung geregelte Leistungen: BAG 22. Méarz 2005
- 1AZR 49/04 - zu 3 der Griinde, BAGE 114, 179). Damit wird der Arbeitgeber,
auch wenn es um eine Betriebsvereinbarung geht, nicht mit Anspriichen be-
lastet, gegen die er sich nicht wehren kann. Er hat die Mdglichkeit, gleichheits-
widrige Regelungen zu verhindern, indem er entweder die Betriebsvereinbarung
nicht abschlielt oder - soweit sie durch Spruch der Einigungsstelle zustande
kommt - sie gerichtlich angreift, wobei dahingestellt bleiben kann, ob es sich um
einen Rechtsverstol3 oder einen Ermessensverstol} (§ 76 Abs. 5 Saiz 3 und 4
BetrVG) handelt. Darauf, ob die konkrete Regelung deshalb mitbestimmungs-
pflichtig ist, weil es nicht um die Festlegung des begiinstigten Personenkreises
an sich, sondern um die Verteilung der Mittel auf den vom Arbeitgeber als
Leistungsempfanger vorgesehenen Personenkreis geht (dazu BAG 21. August
2007 - 3 AZR 269/06 - Rn. 20, BAGE 124, 22), kommt es nicht an.

Auch die bei Sozialplanen mdglicherweise bestehenden Grinde fur
eine Einschrankung der auf dem betriebsverfassungsrechtlichen Gleich-
behandlungsgrundsatz beruhenden Anspriiche sind nicht tbertragbar, obwohl
Sozialplane die Wirkung einer Betriebsvereinbarung haben (§ 112 Abs. 1 Saiz 3
BetrVG). AusschlieBllich im Hinblick auf Sozialplane hat das Bundesarbeits-
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gericht angenommen, aufgrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes kénnten
Anspriuche des einzelnen Arbeitnehmers auf ,Anpassung nach oben“ nur
durchgesetzt werden, solange die Mehrbelastung des Arbeitgebers durch die
Korrektur im Verhaltnis zum Gesamtvolumen des Sozialplans ,nicht ins Gewicht
fallt* (vgl. 21. Oktober 2003 - 1 AZR 407/02 - zu Ill 1 der Griinde, BAGE 108,
147; ebenso noch 19. Februar 2008 - 1 AZR 1004/06 - Rn. 42, BAGE 125, 366;
keine derartige Priifung hat der Erste Senat jedoch vorgenommen im Urteil vom
20. Mai 2008 - 1 AZR 203/07 - AP BetrVG 1972 § 112 Nr. 192 = EzA BetrVG
2001 § 112 Nr. 27). Die Sozialplanpflicht kntpft an eine konkrete betriebliche
Situation, namlich eine Betriebsanderung (§ 171 BefrVG) an. Das ist eine
besondere Situation, hinsichtlich derer die Festlegung eines bestimmten
Volumens geboten und mdglich ist. Dies ist auf andere Regelungen durch
Betriebsvereinbarung, jedenfalls solche der betrieblichen Altersversorgung,

nicht zu Ubertragen.

Keine zusétzlichen Leistungsanspriiche stehen dem Klager wahrend
der Zeitrdume zu, die der Berechnung der Pensionsausgleichszahlung zu-
grunde liegen, da es insoweit an einer Ungleichbehandlung fehlt. Diese Be-
grenzung hat der Klager hinsichtlich der im Revisionsverfahren zu be-

urteilenden Anspriche beachtet.

b) Der Anspruch ist jedoch auf die erhdhten Steigerungssatze begrenzt,
die sich seit dem 1.Juli 1993 ergeben, weil sich die Beklagten fiur Be-
schaftigungszeiten vorher auf den im Rechtsstaatsprinzip (Arf. 20 Abs. 3 GG)
verankerten Grundsatz des Vertrauensschutzes berufen kénnen (BAG
10. Dezember 2002 - 3 AZR 3/02 - zu IV 3 der Griinde, BAGE 104, 205). Das
entspricht der vom Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber mit Beschluss
vom 30. Mai 1990 (- 1 BvL 2/83 ua. - BVerfGE 82, 126) gesetzten Frist zur
Angleichung der Kuindigungsfrist fur Arbeiter und Angestellte. An diesem Stich-
tag fur den Vertrauensschutz ist festzuhalten. Im Revisionsverfahren bestehen
zwischen den Parteien insoweit auch keine unterschiedlichen Auffassungen

mekhr.
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C) Entgegen der Ansicht der Beklagten fuhrt der Stichtag auch nicht zu
weiteren Korrekturen hinsichtlich des der Feststellung der Ungleichbehandlung
zugrunde zu legenden Vergleichsmafistabs. Ebensowenig ist die Pensionsaus-

gleichszahlung auf Anspriiche des Klagers anzurechnen.

aa) Der Vertrauensschutz fur Zeitrdume vor dem 1. Juli 1993 fuhrt nicht
dazu, dass bei der Frage, ob eine Ungleichbehandlung vorliegt, eine Ver-
sorgungsordnung der Angesteliten zu fingieren ware, die bis einschliel3lich
30. Juni 1993 nur eine Steigerungsrate von 0,37 % und danach eine von 1 %
enthalt. Soweit Vertrauensschutz eingeraumt wird, handelt es sich um eine
Rechtsfolgenkorrektur (vgl. BAG 30. Juli 2008 - 10 AZR 606/07 - Rn. 49, AP
BGB § 611 Gratifikation Nr. 274 = EzA BGB 2002 § 307 Nr. 38). Eine an sich
rechtlich gebotene Konsequenz wird nicht gezogen (vgl. BAG 13. Juli 2006
-6 AZR 25/06 - Rn. 31). Das gilt auch hier: Weil auch der Gesetzgeber lange
an eine Statusunterscheidung zwischen Arbeitern und Angesteliten anknupfte,
konnten die Betriebsparteien bis zum Stichtag darauf vertrauen, dass diese
Ankniipfung rechtlich nicht zu beanstanden sei (BAG 10. Dezember 2002
-3AZR 3/02 - zu IV 3 der Griinde, BAGE 104, 205). Das bedeutet aber nicht,
dass die Unterscheidung vorher der Rechtslage entsprach. Der hier einzu-
raumende Vertrauensschutz begriindet kein nachtragliches Recht, eine Rechts-

lage in Anspruch zu nehmen, die es nicht gab.

bb) Die Pensionsausgleichszahlung ist nicht mit Anspriichen des Klagers
zu verrechnen. lhre Zahlung fuhrt nicht zu Einschrankungen von Anspriichen

des Klagers im Wege eines Gesamtvergleichs.

Die Beklagten argumentieren, Pensionsausgleichszahlungen seien des-
halb gewahrt worden, weil wahrend ihres Bemessungszeitraumes den vorzeitig
ausgeschiedenen Arbeitnehmern keine gesetzliche Altersversorgung zu-
gestanden habe. Der aus ihrer Sicht gegebene Grund zur Differenzierung
zwischen gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten habe deshalb nicht
vorgelegen, weil es keine Versorgung und damit auch keinen unterschiedlichen
Versorgungsgrad gegeben habe. Um dieses auszugleichen, sei die Pensions-

ausgleichszahlung gewahrt worden. Dem Kléger als gewerblichem Arbeit-
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nehmer sei deshalb ein an seinen Status geknlpfter Vorteil zugute gekommen.
Eine Gleichbehandlung sei jedoch wegen des Stichtags erst fur den Zeitraum
nach dem 30. Juni 1993 erforderlich geworden. Wenn der Klager nunmehr
statusbezogene Vorteile eines Angestellten nach MaRgabe des Stichtags fur
sich in Anspruch nehme, sei er verpflichtet, sich Vorteile, die allein auf seinem
Status als gewerblicher Arbeitnehmer beruhten, gegenrechnen zu lassen.

Diese Argumentation vermag nicht zu Gberzeugen. Die von den Be-
klagten angestrebte Verrechnung wirde zu einer systemwidrigen Anrechnung
einer Abfindung auf Betriebsrentenleistungen fithren. Zudem verkennen sie den
Rechtscharakter des von ihnen zur Begriindung herangezogenen Stichtags.
Dieser beruht auf dem Grundsatz des Vertrauensschutzes und vermag daher
nur eine Rechtsfolgenkorrektur zu begriinden. Im vorliegenden Fall hat es
deshalb dabei zu verbleiben, dass der Klager durch die Pensionsausgleichs-
zahlung fir einen bestimmten Zeitraum nicht ungleich behandelt wurde. Den
Beklagten steht jedoch nicht das Recht zu, den Klager nachtraglich im Wege
der Verrechnung ungleich zu behandeln, lediglich weil sie im Jahre 1992 darauf
hatten vertrauen dirfen, eine Ungleichbehandlung kénne noch hingenommen
werden, ohne indes auf dieses Vertrauen konkrete Handlungen gestitzt zu
haben.

Der Klager handelt daher auch nicht treuwidrig (§ 242 BGB), wenn er
seine Anspriche ohne Verrechnung der Pensionsausgleichszahlung geltend
macht.

Il. Der danach bestehende Anspruch richtet sich gegen beide Beklagte als

Gesamtschuldner.

1. Fur die Beklagte zu 1. als Arbeitgeberin des Klagers folgt dies aus § 1
Abs. 1 Satz 3 BetrAVG iVm. dem Rechtsgedanken aus § 1b Abs. 1 Satz 4
BetrAVG. Ergibt sich aus dem Grundsatz der Gleichbehandlung ein Anspruch
auf Betriebsrente, der sich nicht auch aus dem Wortlaut der Leistungsordnung
eines externen Versorgungstrdgers - hier des Beklagten zu 2. als Unter-
stitzungskasse - herleiten lasst, hat der Arbeitgeber dafur unmittelbar einzu-
stehen (BAG 11. Dezember 2007 - 3 AZR 249/06 - Rn. 47 f., BAGE 125, 133).

JLaw — Gesetze und Urteile Available on the
” Ezste;é%sG t (mobile AQQ) D App Store
' er esetze JLaw — fir Android JLaw — fiir iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

64

65

66

67

L Yony :SIDMUTE]

e,

§ yoeUu Yuequa)e(] S[e puIs Sun[uwess(ia)i 12p

Pe8s

oyiNn

1Znyosad


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-28 - 3 AZR 819/08
2. Ebenso ist der Beklagte zu 2. als Unterstlitzungskasse Anspruchs-
gegner.
a) Trotz des Ausschlusses eines Rechtsanspruchs bei Unterstiitzungs-

kassen (§ 1b Abs. 4 Satz 1 BetrAVG) haben Arbeitnehmer in den Fallen, in
denen der Arbeitgeber - wie vorliegend - die Leistungen einer Unterstitzungs-
kasse versprochen hat, einen Anspruch auch gegen die Unterstitzungskasse.
Der Ausschluss des Rechtsanspruchs ist lediglich als ein an sachliche Griinde
gebundenes Widerrufsrecht zu verstehen (BAG 10. Dezember 2002 - 3 AZR
3/02 - zu | der Griinde mwN, BAGE 104, 205).

b) Das gilt auch, soweit sich Anspriiche nicht aus dem Wortlaut der Ver-
sorgungsordnung, sondern dem Gleichbehandlungsgrundsatz ergeben. Das
folgt aus den Wertungen des Betriebsrentengesetzes. § 1b Abs. 4 Satz 1
BetrAVG verweist fir die Regelung der Unverfallbarkeit der Betriebsrente dann,
wenn die Versorgungsleistung -wie hier - Uber eine Unterstiitzungskasse
erbracht wird, auf Abs. 1 Satze 1 und 2 der genannten Regelung. Diese be-
fassen sich mit der Unverfallbarkeit einer vom Arbeitgeber zugesagten betrieb-
lichen Altersversorgung. Sie werden jedoch durch § 1b Abs. 1 Satz 4 BetrAVG
konkretisiert und inhaltlich gefullt. Nach dieser Bestimmung steht einer Ver-
sorgungszusage ua. eine Verpflichtung, die auf dem Grundsatz der Gleich-
behandlung beruht, gleich. Diese erganzende Konkretisierung ist deshalb vom
Verweis auf Satze 1 und 2 der Bestimmung mit erfasst, weil sie diese Regelung
inhaltlich ausfullt (vgl. Héfer BetrAVG Stand Mai 2008 § 1b Rn. 2982). Grinde
des Schutzes der Unterstitzungskasse stehen dem solange nicht entgegen,
wie der Arbeitnehmer zum Kreis der Beglnstigten der Unterstitzungskasse
gehort (§ 1b Abs. 4 Satz 2 BetrAVG). Das war hier der Fall.

c) Auch dass es sich hier um eine den deutschen Konzern, dem die
Beklagte zu 1. angehort, Ubergreifende Gruppenunterstiitzungskasse handelt,
steht dem nicht entgegen (aA ArbG Berlin 19. Mai 2009 - 33 Ca 21727/08 -).
Denn die Unterstltzungskasse hat gegen den Arbeitgeber, in dessen Bereich
die zusatzlichen Aufwendungen anfallen, einen Anspruch auf Vorschuss und
Aufwendungsersatz nach §§ 669, 670 BGB (vgl. Birk AR-Blattei SD Betrieb-
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liche Altersversorgung lll Versorgungseinrichtungen Rn. 90). Im Ubrigen geht
auch der Gesetzgeber davon aus, dass das Vermégen von Unterstitzungs-
kassen nach Tragerunternehmen getrennt verwaltet wird - Segmentierung (so
die fiir den Insolvenzfall geltende Regelung § 9 Abs. 3 Satz 3 BetrAVG; vgl.
Blomeyer/Rolfs/Otto BetrAVG 4. Aufl. Anh. § 1 Rn. 947).

3. Damit sind die Beklagten jeweils verpflichtet, die ganze Leistung zu
bewirken, der Klager ist jedoch nur berechtigt, die Leistung einmal zu fordern.
Die Beklagten haften deshalb als Gesamtschuldner (§ 421 BGB).

Il Entgegen der Ansicht der Beklagten ist der Anspruch auch nicht ver-

wirkt.

Verwirkung ist ein Unterfall der unzulassigen Rechtsausiibung wegen
widerspruchlichen Verhaltens. Dies setzt voraus, dass der Berechtigte ein
Recht langere Zeit nicht geltend gemacht hat, obwohl er dazu in der Lage war
(sog. Zeitmoment), und der Verpflichtete sich mit Ricksicht auf das gesamte
Verhalten des Berechtigten darauf einrichten durfte und sich darauf eingerichtet
hat, dieser werde sein Recht auch kinftig nicht mehr geltend machen (Um-
standsmoment). Es ist nicht Zweck der Verwirkung, Schuldner, denen gegen-
uber der Glaubiger langere Zeit seine Rechte nicht geltend gemacht hat, von
ihrer Pflicht zur Leistung vorzeitig zu befreien. Der Berechtigte muss vielmehr
unter Umstanden untatig gewesen sein, die den Eindruck erwecken konnten, er
werde sein Recht nicht mehr geltend machen, so dass der Verpflichtete sich
darauf verlassen durfte, nicht mehr in Anspruch genommen zu werden (BAG
29. Januar 2008 - 3 AZR 42/06 - Rn. 563, AP BetrVG 1972 § 87 Nr. 13 = EzA
BetrVG 2001 § 87 Betriebliche Lohngestaltung Nr. 14).

Diese Voraussetzungen sind hier nicht gegeben. Der Klager hat letztlich
nicht mehr getan, als sich mit der Geltendmachung seiner Forderung Zeit zu
lassen. Ein Arbeitgeber kann auch nicht darauf vertrauen, dass Arbeitnehmer
nach Vorliegen eines Grundsatzurteils - wie die Entscheidung des Senats vom
10. Dezember 2002 (- 3 AZR 3/02- BAGE 104, 205) eines darstellt - ihre

Forderungen entweder kurzfristig oder gar nicht mehr geltend machen. Der
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Klager selbst hat im Verhaltnis zu den Beklagten nichts getan, was bei ihnen
den Eindruck erwecken kénnte, er wolle die ihm zustehenden Anspriiche nicht

verfolgen. Eine Musterprozessvereinbarung liegt nicht vor.

Reinecke Zwanziger Schlewing

Schmidt G. Kanzleiter

OYIN I BLY §§ YORU YURQUI)L(

RZANYIRRER]

JLaw — Gesetze und Urteile o Ava..ab.e on the
Kostenlos (mobile App) > Google-play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir iOS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	d) Pensionsfähige Durchschnittsbezüge

	e) Anrechenbare gesetzliche Rentenversicherung

	2. Arten der Versorqunqsleistunqen


	Entscheidungsgründe



